


Durchführungsplan Nr. 9

Redaktionelle Anmerkung:     Rechtskraft  05.12.1957

Erläuterungsbericht

zum Durchführungsplan Nr. 9 – Zollstrasse –

Die im Jahre 1927 durch Abbruch einiger Häuser in der Michaelstrasse und Oberstrasse geschaffene 
Verbindung zwischen Michaelstrasse, Mühlenstrasse und Oberstrasse genügt den heutigen 
Verkehrsansprüchen nicht mehr.

Der Berufsverkehr und der dadurch bedingte starke Linienverkehr (Straßenbahn, Obus, Omnibus) vom 
Süden der Stadt aus der neu entstandenen und schnell anwachsenden Reuschenbergsiedlung zum 
Stadtzentrum und zur Industrie im Hafengebiet führen durch diese Strasse.

In Richtung Klarissenstrasse gibt der Durchbruch den Einblick in die Hinterhöfe frei; Kriegszerstörungen 
haben den unschönen Anblick noch verstärkt.

Bei der Verwirklichung des Durchführungsplanes wird erreicht, daß

1) die Kreuzung Michaelstrasse – Mühlenstrasse – Zollstrasse übersichtlich gestaltet wird. Die 
Straßenbahn wird in die Kreuzungsmitte gelegt. Der Bürgersteig wird verbreitert. Eine weitere 
Verbesserung durch Abbruch eines Teils des Hauses Michaelstrasse 78 ist nicht möglich. Das 
Gebäude steht unter Denkmalschutz,

2) die Einmündung der Zollstrasse in die Oberstrasse durch Verbreiterung des Bürgersteiges und durch 
Verlegen der Straßenbahnschienen verbessert wird,

3) die Einsicht in die Hinterhöfe und Ruinen durch Abbruch alter Gebäude und Neubau der 
Geschäftshäuser verdeckt wird und ein hochwertiges Geschäftszentrum in der Nähe des 
Omnibusbahnhofs entsteht,

4) die Parkraumnot in der Innenstadt durch Anlage eines großen gut zugänglichen Parkplatzes für etwa 
80 Personenkraftwagen gemindert wird.

Die Dachneigung in der Michaelstrasse und Klarissenstrasse soll sich den vorhandenen Dachneigungen 
anpassen. Die Dachneigungen der Neubauten in der Lindengasse und Zollstrasse betragen etwa 45°. 
Der auf Stützen stehende Gebäudetrakt parallel zur Mühlenstrasse erhält ein sehr flaches Satteldach.

Zur Ordnung des Grund und Bodens werden, wenn eine Grundstücksregelung auf freiwilliger Basis nicht 
möglich ist, nachstehend aufgeführte Maßnahmen eingeleitet:

a) Abtretung der Grundflächen für den Gemeindebedarf nach § 16 des Aufbaugesetzes
b) Umlegung nach §§ 17-34 des Aufbaugesetzes
c) Enteignung nach §§ 44-47 des Aufbaugesetzes
d) Ordnung der Bebauung nach §§ 48-53 des Aufbaugesetzes.





Textliche Festsetzungen 

Bebauungsplan Nr. 430 
- Kernstadt (Vergnügungsstätten) - 

Redaktionelle Anmerkung: Rechtskraft 02.06.2003 Es gilt die BauNVO 1990 

Art der baulichen Nutzung 

Von den unter § 6 Abs. 2 Nr. 8 und § 7 Abs. 2 Nr. 2 Baunutzungsverordnung (BauNVO) aufgeführten 
Vergnügungsstätten sind 
- Spielhallen und andere Unternehmen im Sinne der §§ 33d und 33i der Gewerbeordnung und 
- Einrichtungen, deren Zweck auf Darstellungen und Handlungen mit sexuellem Charakter, ins-

besondere der Schaustellung von Personen im Sinne des § 33a Gewerbeordnung, ausgerichtet ist, 
gem. § 1 Abs. 9 BauNVO in Verbindung mit § 1 Abs. 5 BauNVO nicht zulässig. 

Eine Erweiterung der bestehenden Unternehmen ist um bis zu 20% der Bruttogrundfläche gem.  
DIN 277 zulässig. 

Die vorgenannten Nutzungen können ausnahmsweise ab dem 1. Obergeschoß zugelassen werden, 
wenn 
- die Wohnruhe in der näheren Umgebung nicht gestört wird, 
- denkmalgeschützte Bauwerke, Ensembles und Plätze in der näheren Umgebung nicht beein-

trächtigt werden und 
- o. g. Betriebe im Gebäude oder in der näheren Umgebung nicht vorhanden sind. 

Unter näherer Umgebung sind die straßenseitig angrenzenden und die straßenseitig gegenüber-
liegenden Grundstücke zu verstehen. 

Wohnungen sind ab dem 1. Obergeschoß gemäß § 1 Abs. 6 BauNVO in Verbindung mit  
§ 7 Abs. 2 Nr. 7 der BauNVO generell zulässig. 




